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willen einenirtarft zu besuchen. 4. DaßalteZtraßennichtverlegtwerdensollen,
es sei denn mit dem willen der Durchziehenden. 5- Daß in unsern (Friedrich II.:
neuen) Städten die Bannmeile beseitigt werde. 6. Zeder einzelne unter den
Fürsten soll der Freiheiten, Gerichtsbarkeiten, Grafschaften, Zenten, freien
wie verliehenen, ruhig genießen, gemäß der Gewohnheit seines Landes.
7. Die Zentgrafen sollen die Zenten vom Landesherrn (dominus terrae)
empfangen oder von dem, der durch den Landesherrn damit belehnt worden
ist. 8. Die Dingstätte des Zentgerichts soll niemand ändern ohne die Zu¬
stimmung des Landesherrn. 9. Dor das dentgericht sollen Semperfreie (ho-
mines synodales) nicht geladen werden. 10. Die Bürger, die Pfahlbürger
genannt werden, sollen gänzlich vertrieben werden. 12. Die (Eigenleute der
Fürsten, Edeln, Ministerialen, Kirchen sollen in unsern Städten nicht aus¬
genommen werden. 14. Das Geleitsrecht der Fürsten durch ihr Land, das
sie von uns zu Lehen haben, wollen wir durch uns und die Unsern nicht
hemmen oder durchbrechen lassen. 17. Xüir wollen keine neue TTtünze im
Lande irgendeines Fürsten schlagen lassen, durch die die Tttünze der Fürsten
verschlechtert wird.
c) Edikt Friedrichs II. gegen die Autonomie der Bischofsstädte.

1231/32.
Mon. Germ. Const. II, 192 f.

Durch dieses Gesetz erklären wir für nichtig und heben auf in jeder
Stadt Deutschlands die Gemeindevertretungen, Räte, Bürgermeister oder
sonstigen Beamten, die von der Gesamtheit der Bürger ohne die Zustimmung
der Erzbischöfe ober Bischöfe eingesetzt werden. — wir beseitigen und heben
auf auch alle Brüderschaften und Bereinigungen der Handwerker, mit welchem
Hamen sie auch gewöhnlich bezeichnet werden mögen. — wie in vergangenen
Zeiten die Leitung der Städte und aller Güter, Me vom Reiche übertragen werden,
den Erzbischöfen und Bischöfen zustand, so wollen wir, daß diese Leitung
ihnen und ihren Beamten ... für immer zustehe.“

T Dgl. Goldene Bulle XVI.
2 Welche Bedeutung trotz der städtefeindlichen Politik der Staufer die Städte

schon in jener Zeit besaßen, zeigt ein Steuerverzeichnis des Reichsgutes
von 1241 (Mon.Germ. Const.III, 2 f.). Nach ihm zahlte Frankfurt a.ITT.eine Iahres-
fteuer von 250 Mark; 200 Mark zahlten (Beinhaufen, Bafel, Hagenau, über 100
außer diesen u.a. noch IDetzlar, Kolmar, Friedberg, Oppenheim, Breifach, Lindau,
Rottroeil, Eßlingen, 80 u. a. Mühlhausen u. Ulm. (Bei manchen dieser Städte ist
allerdings wohl das um die Stadt liegende Reichsgut eingerechnet.) Zu den Steuern,
welche die königlichen Städte als solche zu zahlen hatten, kamen die oft sehr be¬
trächtlichen Steuern, welche die Juden als „Knechte der königlichen Kammer" ent¬
richten mußten. Die 73 im Derzeichnis enthaltenen Städte (das Reichsgut in Ober-
u. ITTittelfranken, Thüringen u. Sachsen fehlt ganz!) zahlten insgesamt 5600 Warf,
die nach heutigem Geldwert einer Summe von etwa 2 Millionen Mark entsprechen.
Mag dies auch im Dergleich mit dem Posten eines modernen Staatshaushalts
geringfügig erscheinen, so bildeten diese Steuern in Zeiten, wo die Naturalwirt¬
schaft noch einen breiten Raum einnahm, doch die bei weitem erheblichste Geld¬
quelle des Reiches.


